Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2312 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung vom 21. Dezember 1954 — EStG 

1955 — (Bundesgesetzbl. I S. 441) mit den 
Änderungen durch die Gesetze vom 4. Juli 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 384) und vom 
11. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 505) 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 9 wird die folgende neue Ziffer 7 
angefügt: 

„7. Bekleidungsaufwendungen von Lohn- 
steuerpflichtigen, deren Tätigkeit das 
Tragen von Berufs- und Schonklei- 
dung verbietet und denen keine Be- 
kleidungszuschüsse gewährt werden, 
ohne besonderen Nachweis in Flöhe 
des zwölften Teiles ihres Jahresein- 
kommens, höchstens jedoch 900 Deut- 
sche Mark.“ 

2. In § 10 Abs. 1 Ziff. 4 werden die Worte 
„vor dem 1. Januar 1958“ sowie der 
letzte Satz gestrichen. 

3. § 10 Abs. 3 Ziff. 3 wird wie folgt geän- 
dert: 

In Buchstabe a und b wird jeweils die 
Zahl „800“ durch die Zahl „1200“ und 
die Zahl „500“ durch die Zahl „750“ er- 
setzt. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 


4. In § 26 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Ehegatten können bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 3 
eine Veranlagung in der Weise beantra- 
gen, daß ihr Einkommen zusammenge- 
rechnet wird und jeder von ihnen die 
Hälfte nach den für unverheiratete Perso- 
nen bestehenden Bestimmungen versteu- 
ert. Das gilt auch dann, wenn ein Ehe- 
gatte kein eigenes Einkommen hat. 
Übersteigt das gemeinsame Einkommen 
20 000 Deutsche Mark, so werden dem 
einen Ehegatten 10 000 Deutsche Mark 
und der übersteigende Betrag dem ande- 
ren Ehegatten zugerechnet. Der Anspruch 
auf Kinderermäßigung steht nur einem 
Ehegatten zu.“ 

5. Nach § 29 wird folgender neuer § 29 a 
eingefügt: 

„§ 29 a 

Dreijahresausgleich 

Führt die Fieranziehung von Einkünf- 
ten aus Land- und Forstwirtschaft in den 
letzten drei Veranlagungszeiträumen zu 
einem höheren Gesamtsteuerbetrag, als er 
sich bei gleichmäßiger Verteilung der Ein- 
künfte auf diese drei Veranlagungszeit- 
räume ergeben würde, so erfolgt auf An- 
trag des Steuerpflichtigen ein Dreijahres- 
ausgleich.“ 



6. In § 32 Abs. 3 Ziff. 2 wird die Zahl „55“ 
durch die Zahl „50“ ersetzt. 

7. In § 32 b werden die Worte „Ziff. 1, 
Abs.“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

8. In § 33 a wird folgender neuer Abs. 3 
eingefügt: 

„(3) Erwachsen Aufwendungen für die 
Berufsausbildung von Kindern, für die 
Kinderermäßigung gewahrt wird, oder in 
den Fällen des Absatzes 1 nach Vollen- 
dung des 16. Lebensjahres bis zum vollen- 
deten 25. Lebensjahr, so sind sie bis zu 
einem Betrag von weiteren 960 Deutsche 
Mark zu berücksichtigen.“ 

Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden 
Absätze 4 bis 7. 


Bonn, den 17. April 1956 


9. In § 33 a wird in den neuen Absätzen 4 
und 5 jeweils die Zahl „720“ durch die 
Zahl „1200“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


Dr. Dehler und Fraktion 



